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Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 

Stärkung der Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz – PKG) in 

der Version vom 23.06.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und der damit verbundenen 

wachsenden Herausforderungen für unser Pflegesystem begrüßen wir als Verein Pflegende 

Angehörige e.V. grundsätzlich die mit dem Referentenentwurf des Pflegekompetenzgesetzes 

(PKG) angestrebte Stärkung der Pflege in Deutschland. 

Unsere Perspektive richtet sich dabei insbesondere auf alle Regelungsbereiche, die für 

Pflegende Angehörige als tragende Säule der Versorgung im häuslichen Umfeld eine 

besondere Relevanz besitzen. In diesem Zusammenhang erscheinen uns insbesondere drei 

Aspekte des Entwurfs hervorhebenswert: 

1. die im neuen § 5 SGB XI vorgesehenen Maßnahmen zur aktiven Prävention in der 

häuslichen Pflege, 

2. die angekündigte Stärkung und flexiblere Nutzungsmöglichkeiten der 

Pflegeberatung nach § 7a SGB XI, 

3. sowie die geplante Reduktion des verpflichtenden Beratungsumfangs bei Pflegegrad 

4 und 5. 

Unsere Stellungnahme konzentriert sich daher auf diese drei Regelungsbereiche, mit dem 

Ziel, die Bedürfnisse und Herausforderungen pflegender 

Angehöriger in den weiteren Gesetzgebungsprozess einzubringen. 

Bundesministerium für Gesundheit 
Dr. Martin Schölkopf 
Pflegeversicherung – u. -stärkung 
Mauerstraße 29 
10117 Berlin 

Pflegende Angehörige e.V. 
Wendelinweg 6 
92224 Amberg 
Tel.:  09621 / 784206 
 
info@pflegende-angehoerige-ev.de 
 
www.pflegende-angehoerige-ev.de 
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1. Prävention und Beratung im häuslichen Umfeld – 

mit den Angehörigen im Zentrum 

Vorab: Grundsätzliche Empfehlung zur Systematisierung: Unterscheidung zwischen aktiver 

und passiver Prävention im SGB XI 

Für eine bessere Verständlichkeit und fachlich klare Einordnung der neuen Leistungen im 

Rahmen des § 5 SGB XI empfehlen wir dringend, im Gesetz und in der Kommunikation 

künftig systematisch zwischen passiver und aktiver Prävention zu unterscheiden: 

• Passive Präventionsmaßnahmen dienen in erster Linie der Kompensation 

bestehender Risiken oder zur Vermeidung von Verschlechterungen im Alltag. Hierzu 

zählen insbesondere Leistungen wie das Hausnotrufsystem (§ 40 Abs. 2), 

Pflegehilfsmittel (§ 40 Abs. 2), Wohnumfeldverbesserungen (§ 40 Abs. 4) sowie 

digitale Pflegeanwendungen (§ 40a), soweit sie der Sicherheit, Orientierung oder 

Alltagsbewältigung dienen. 

• Aktive Präventionsmaßnahmen im Sinne des neuen § 5 SGB XI zielen 

demgegenüber darauf, gesundheitliche Ressourcen zu stärken, 

Verhaltensveränderungen zu fördern und Gesundheit zu erhalten oder 

wiederzuerlangen. Sie beinhalten Aspekte wie Mobilitätstraining, Ernährung, 

Sturzprophylaxe, Stressregulation oder Empowerment – sowohl für Pflegebedürftige 

als auch für pflegende Angehörige. 

Diese begriffliche Differenzierung schafft Klarheit für alle Beteiligten – Pflegekassen, 

Leistungserbringer, Pflegeberater:innen und nicht zuletzt die betroffenen Familien selbst. 

Wir regen daher an, diese Systematik explizit in die Gesetzesbegründung und die künftige 

Richtlinienarbeit aufzunehmen. 

Zu § 5 SGB XI: Prävention in Pflegeeinrichtungen und in der häuslichen Pflege, 

Vorrang von Prävention und medizinischer Rehabilitation 

Der Referentenentwurf sieht mit dem neuen § 5 SGB XI einen wichtigen Ausbau präventiver 

Leistungen auch für pflegebedürftige Menschen in der häuslichen Pflege vor. 

Bedarfserhebungen, fachliche Beratung sowie Präventionsempfehlungen sollen durch 

Pflegefachpersonen in Abstimmung mit der Pflegeberatung systematisch erfolgen – und 

erstmals strukturell in die Versorgung im häuslichen Umfeld eingebunden werden. Auch 

der Zugang zu den verhaltensbezogenen Präventionsleistungen nach § 20 Abs. 4 SGB V wird 

für diesen Personenkreis ausdrücklich eröffnet. 
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Bewertung durch den Verein pflegende Angehörige e.V.: 

Diese Erweiterung wird von uns ausdrücklich begrüßt. Sie trägt dem Umstand Rechnung, 

dass die überwiegende Mehrheit der Pflegebedürftigen in Deutschland durch ihre An- und 

Zugehörigen zu Hause betreut wird. Damit verbunden ist die Realität, dass in den 

allermeisten Fällen die pflegenden Angehörigen die primären Ansprechpartner:innen im 

Rahmen der Beratung und Bedarfserhebung sind – sei es bei der Pflegeberatung nach 

§§ 7a, 7c, den Beratungsbesuchen nach § 37 Absatz 3 oder im Rahmen ambulanter 

Pflegeleistungen nach § 36 SGB XI. 

Gerade für diese Angehörigen eröffnet der präventive Ansatz des § 5 SGB XI eine neue 

Chance: Statt sich im Pflegealltag nur reaktiv und versorgungsorganisierend zu bewegen, 

kann der Fokus nun auch auf gesundheitsförderliche Maßnahmen für beide Seiten gelegt 

werden – Pflegebedürftige und Pflegende. 

Zwei kritische Ergänzungen aus Perspektive der Angehörigen: 

1. Pflegende Angehörige nicht nur als begleitende Erfüllungsgehilfen denken 

Im bisherigen Entwurf werden pflegende Angehörige lediglich als potenzielle 

Mitnutzer:innen der Präventionsmaßnahmen für ihre zu pflegenden Personen erwähnt. 

Diese Sichtweise greift zu kurz und verkennt zwei essenzielle Chancen: 

• Erstens bietet der neue § 5 SGB XI die Möglichkeit, eine der größten Zielgruppen im 

Bereich Prävention überhaupt zu erreichen: die 7–8 Millionen Menschen in 

Deutschland, die regelmäßig oder dauerhaft Angehörige pflegen. Sie leben in einem 

herausfordernden und oftmals überfordernden Lebensweltkontext, in dem gezielte 

Prävention – auch für die eigene Gesundheit – bislang kaum systematisch ankommt. 

Diese Chance wird vertan, wenn Angehörige nur als „Begleiter:innen“ gedacht 

werden. 

• Zweitens bleibt ungenutzt, dass Angehörige eine Schlüsselrolle bei der Aktivierung 

und Motivation ihrer pflegebedürftigen Angehörigen einnehmen. Sie müssen daher 

strukturell in die Präventionsberatung einbezogen und in ihrer Rolle gestärkt werden 

– etwa durch gezielte Schulung, Coaching oder begleitende Angebote, die ihre 

Vermittlungs- und Unterstützungsfunktion absichern. Ohne diese Befähigung 

drohen Präventionsempfehlungen wirkungslos zu verpuffen. 

 

  



4 
 

2. Präventionsempfehlungen allein reichen nicht – konkrete Leistungsangebote sind 

notwendig 

Die im Entwurf vorgesehenen Präventionsempfehlungen durch Pflegeberater:innen oder 

Pflegefachpersonen stellen lediglich den ersten Schritt dar. Solange diese Empfehlungen 

nicht mit konkreten, niedrigschwellig zugänglichen Leistungen hinterlegt sind, besteht die 

Gefahr, dass sie im Alltag kaum praktische Umsetzung finden. Schon heute sind 

verhaltenspräventive Leistungen nach § 20 SGB V formal für alle Versicherten nutzbar – in 

der Praxis scheitert ihre Nutzung durch pflegebedürftige Menschen und Angehörige jedoch 

oft an: 

• hohen Eigenanteilen, 

• bürokratischen Antragsverfahren für Kostenerstattungen, 

• fehlender Barrierefreiheit bei Präsenzkursen oder digitalen Angeboten, 

• und mangelnder passgenauer Ausrichtung auf die besonderen Lebenslagen in der 

häuslichen Pflege. 

Daher fordern wir, im Rahmen des § 5 SGB XI ein klar definiertes Präventionsbudget für 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen vorzusehen, das direkt abrufbar ist und nicht über 

Umwege beantragt werden muss. 

Eine Orientierung bieten die bereits bestehenden Leistungen im passiven 

Präventionsbereich der Pflegeversicherung: 

Maßnahme Monatlicher Betrag Jahreswert 

Pflegehilfsmittel (§ 40 Abs. 2 SGB XI) 42 € 504 € 

Hausnotrufsystem (§ 40 Abs. 2 SGB XI) 25,50 € 306 € 

Digitale Pflegeanwendung (DiPA, § 40a SGB XI) 70 € 840 € 

Maßnahme zur Verbesserung des Wohnumfeldes – 4.180 €* 

* Einmaliger Betrag gemäß § 40 Abs. 4 SGB XI pro Maßnahme und pflegebedürftiger Person 

Selbst eine moderate Orientierung an diesem Rahmen rechtfertigt ein Präventionsbudget 

von mindestens 600 Euro pro Jahr und pflegebedürftiger Person.  

Diese erweiterte Darstellung verdeutlicht, dass die Pflegeversicherung längst auch 

Investitionen in präventive Strukturen vornimmt – jedoch bislang fast ausschließlich 

für passive, kompensierende Maßnahmen. Die aktive Prävention im häuslichen 

Umfeld sollte analog mit einem vergleichbaren Finanzrahmen ausgestattet werden. 
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Aus zahlreichen Äußerungen des Bundesgesundheitsministeriums sowie führender 

Vertreter:innen der Pflegekassen und Wissenschaft im Rahmen der Großen 

Pflegereform 2025 wird deutlich: Mit der Einführung aktiver Prävention nach § 5 

SGB XI sind erhebliche Einsparpotenziale verbunden, die sich  insbesondere 

durch die Vermeidung oder Verzögerung von Pflegegradverschlechterungen 

ergeben werden. Die gezielte Stärkung gesundheitlicher Ressourcen im häuslichen 

Umfeld bietet nicht nur individuelle Vorteile für pflegebedürftige Menschen und ihre 

Angehörigen, sondern verspricht auch einen hohen Wirkungsgrad und eine 

volkswirtschaftlich relevante Entlastung der Pflegeversicherung. 

Diese Potenziale rechtfertigen ausdrücklich die Budgetierung aktiver 

Präventionsmaßnahmen als Investition in die Zukunftsfähigkeit unseres 

Pflegesystems und zum Nutzen der gesamten Gesellschaft. 

 

2. Pflegeberatung nach § 7a SGB XI – Wahlfreiheit 

stärken, Vertrauen sichern 

Zu § 7a SGB XI: Weiterentwicklung der Pflegeberatung – insbesondere Öffnung für 

qualifizierte Dritte (§ 7a Absatz 8 neu) 

Mit der geplanten Öffnung der Pflegeberatung nach § 7a SGB XI für geeignete Dritte (§ 7a 

Absatz 8) wird eine langjährige Forderung pflegender Angehöriger erstmals gesetzgeberisch 

aufgegriffen. Als Verein Pflegende Angehörige e.V. begrüßen wir diesen Schritt ausdrücklich – 

unter der Voraussetzung, dass die geplante Öffnung nicht nur als Strukturregelung (zur 

Ausweitung der zugelassenen Anbieter) erfolgt, sondern konsequent an den Bedarfen der 

Betroffenen orientiert wird. 

Zentrale Empfehlung: Pflegeberatung muss wählbar sein 

Für viele Familien ist es schwer nachvollziehbar, dass sie zwar über längere Zeit hinweg im 

Rahmen der Pflichtberatung nach § 37 Absatz 3 SGB XI ein stabiles und vertrauensvolles 

Verhältnis zu einer Pflegeberaterin oder einem Pflegeberater aufbauen konnten – dann 

aber bei komplexeren Fragestellungen im Rahmen der § 7a-Beratung an völlig neue, 

oftmals unbekannte Stellen verwiesen werden. Diese Trennung der Systeme erzeugt 

unnötige Brüche, belastet die Familien und führt zu Informationsverlusten.  
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Bei sensiblen Themen wie Demenz, psychischen Belastungen, kognitiven Einschränkungen, 

seltenen Erkrankungen oder auch Kinderpflege müssen Vertrauen und Kontextverständnis 

oft erst mühsam neu aufgebaut werden. 

Deshalb empfehlen wir, die Umsetzung der neuen Regelung so zu gestalten, dass 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen aktiv eine qualifizierte Pflegeberatung ihrer Wahl 

nutzen können – gerade dann, wenn bereits eine Beziehung zu einer Beraterperson besteht 

oder spezielle fachliche Expertise (z. B. bei ME/CFS, Kinderpflege, psychischen 

Erkrankungen, neurologischen Syndromen) erforderlich ist. 

 

Digitale Beratung als Schlüssel zur Wahlfreiheit 

Diese Wahlfreiheit lässt sich durch die bereits etablierte Möglichkeit der Videoberatung 

ohne nennenswerte Systemmehrkosten umsetzen. Digitale Pflegeberatung ermöglicht 

ortsunabhängige und bedarfsgerechte Beratung – insbesondere durch spezialisierte 

Beratungsstellen oder Berater:innen mit besonderer Expertise. Gerade für komplexe 

Lebenslagen in der häuslichen Pflege kann dies zu einer deutlich höheren Akzeptanz, 

Wirksamkeit und Kontinuität führen. 

Wir fordern daher, § 7a SGB XI so weiterzuentwickeln, dass alle Versicherten 

bei der Inanspruchnahme einer Pflegeberatung im Sinne einer 

qualitätsgesicherten Wahlfreiheit von zugelassenen Berater:innen 

bundesweit Gebrauch machen können – analog zum Modell der freien 

Ärzt:innenwahl. 

 

3. Neuregelung der verpflichtenden Beratung nach 

§ 37 Absatz 3 SGB XI – entlasten, differenzieren, 

stärken 

Zu § 37 Absatz 3 SGB XI: Beratungseinsätze bei Pflegegeldbezug in den Pflegegraden 2 

bis 5 

Wir begrüßen ausdrücklich die im Entwurf vorgesehene Entlastung pflegebedürftiger 

Menschen mit Pflegegrad 4 und 5 sowie ihrer Angehörigen durch die Reduktion der 

verpflichtenden Beratungseinsätze von vier auf zwei pro Jahr. In vielen Fällen handelt es 

sich hierbei um stabil versorgte Pflegearrangements, bei denen der gesetzliche 
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Pflichtumfang bislang als Belastung empfunden wurde – sowohl für die Familien als auch 

für die Beratungskapazitäten im System. 

Gleichzeitig wird aus unserer Sicht eine wichtige Flexibilität beibehalten: Personen mit 

einem hohen Informations- oder Beratungsbedarf können auf Wunsch weiterhin vier 

Termine jährlich wahrnehmen. Diese Differenzierung stärkt die individuelle 

Bedarfsgerechtigkeit und ermöglicht eine zielgerichtetere Nutzung der 

Beratungskapazitäten. 

Auch die geplante Neuregelung des neuen Abschnitts 3a zur Ausgestaltung ergänzender 

und erweiterter Beratung wird von uns positiv bewertet. Die hier aufgeführte Aufzählung 

relevanter Beratungsanlässe und Hilfen trägt zu einer stärkeren Systematisierung der 

Pflegeberatung bei und gibt Orientierung für Berater:innen und Familien gleichermaßen. 

 

Sollte darüber hinaus die Öffnung der Pflegeberatung nach § 7a gegenüber Dritten ( wie in 

§ 7a Abs. 8 vorgesehen) im Sinne der Betroffenen umgesetzt werden, ist aus unserer Sicht 

auch im Rahmen des § 37 Absatz 3 SGB XI klarzustellen, dass Familien ein entsprechendes 

Wahlrecht zusteht. 

Empfehlung:  Aktive Prävention als eigenständiger 

Beratungsschwerpunkt in § 37 Abs. 3a aufnehmen 

Vor dem Hintergrund der neuen Regelung des § 5 SGB XI und des darin verankerten 

präventiven Ansatzes empfehlen wir, in § 37 Absatz 3a „aktive Prävention im häuslichen 

Umfeld“ als vierten zentralen Beratungspunkt vor den sonstigen geeigneten Hilfsangeboten 

aufzuführen. Dies würde die Systematik des Gesetzes stärken und die Relevanz der neuen 

Präventionsleistungen auch auf der operativen Beratungsebene sichtbar machen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Kornelia Schmid      Hendrik Dohmeyer 
Vorstandsvorsitzende      Vorstand 
Pflegende Angehörige e.V. 

 


